
Nr. 90 Ordnung zur Änderung der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

 
Vom 27. April 2015 

 
 

Artikel 1 
Änderung der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im  

Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
 
 
Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse vom 22. 
September 1993, zuletzt geändert aufgrund des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes 
der Diözesen Deutschlands vom 20. Juni 2011, wird wie folgt geändert: 
 

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
a. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„1Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen Gesetzgebungsgewalt 
unterliegen, sind verpflichtet, diese Grundordnung in ihr Statut verbindlich zu 
übernehmen; sofern ein kirchlicher Rechtsträger in der Rechtsform einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts über kein Statut verfügt, ist eine notarielle Erklärung der 
Grundordnungsübernahme und anschließende Veröffentlichung dieser Erklärung 
ausreichend. 2Wenn sie dieser Verpflichtung nicht nachkommen, haben sie im 
Hinblick auf die arbeitsrechtlichen Beziehungen nicht am Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche gemäß Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV teil.“ 
 

b. Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 „Unter diese Grundordnung fallen nicht Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund 
eines Klerikerdienstverhältnisses oder ihrer Ordenszugehörigkeit tätig sind; dessen 
ungeachtet sind sie Teil der Dienstgemeinschaft.“ 

c. Dem Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: „Für vorwiegend gewinnorientierte 
kirchliche Einrichtungen findet diese Grundordnung keine Anwendung.“ 
 

2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 
a. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der kirchliche Dienstgeber kann pastorale und katechetische sowie in der Regel 
erzieherische und leitende Aufgaben nur einer Person übertragen, die der 
katholischen Kirche angehört.“ 

b. Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
„Der kirchliche Dienstgeber hat vor Abschluss des Arbeitsvertrages über die 
geltenden Loyalitätsobliegenheiten (Art. 4) aufzuklären und sich zu vergewissern, 
dass die Bewerberinnen oder Bewerber diese Loyalitätsobliegenheiten erfüllen.“ 

 
3. Artikel 4 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird erwartet, dass sie die 
Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beachten. 2Im 
pastoralen und katechetischen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die 
aufgrund einer Missio canonica oder einer sonstigen schriftlich erteilten bischöflichen 
Beauftragung tätig sind, ist das persönliche Lebenszeugnis im Sinne der Grundsätze der 
Glaubens- und Sittenlehre erforderlich; dies gilt in der Regel auch für leitende Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im erzieherischen Dienst.“ 
 

4. Artikel 5 wird wie folgt geändert: 
a. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Für eine Kündigung aus kirchenspezifischen Gründen sieht die Kirche insbesondere 
folgende Verstöße gegen die Loyalitätsobliegenheiten im Sinn des Art. 4 als 
schwerwiegend an:  
 
1. Bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern: 
a) das öffentliche Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholischen Kirche (z. B. 
die Propagierung der Abtreibung oder von  



 Fremdenhass), 
b) schwerwiegende persönliche sittliche Verfehlungen, die nach den konkreten 
Umständen objektiv geeignet sind, ein erhebliches Ärgernis in der Dienstgemeinschaft 
oder im beruflichen Wirkungskreis zu erregen und die Glaubwürdigkeit der Kirche zu 
beeinträchtigen, 
c) das Verunglimpfen oder Verhöhnen von katholischen Glaubensinhalten, Riten oder 
Gebräuchen; öffentliche Gotteslästerung und Hervorrufen von Hass und Verachtung 
gegen Religion und Kirche (vgl. c. 1369 CIC); Straftaten gegen die kirchlichen 
Autoritäten und die Freiheit der Kirche (vgl. cc. 1373, 1374 
 CIC), 
d) die Propagierung von religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen, die im 
Widerspruch zu katholischen Glaubensinhalten stehen, während der Arbeitszeit oder 
im dienstlichen Zusammenhang, insbesondere die Werbung für andere Religions- 
oder Weltanschauungsgemeinschaften. 
 
2. Bei katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern: 
a) den Austritt aus der katholischen Kirche, 
b) Handlungen, die kirchenrechtlich als eindeutige Distanzierung von der katholischen 
Kirche anzusehen sind, vor allem Abfall vom Glauben (Apostasie oder Häresie gemäß 
c. 1364 § 1 i.V. m. c. 751 CIC), 
 
c) den kirchenrechtlich unzulässigen Abschluss einer Zivilehe, wenn diese Handlung 

nach den konkreten Umständen objektiv geeignet ist, ein erhebliches Ärgernis 
in der Dienstgemeinschaft oder im beruflichen Wirkungskreis zu erregen und 
die Glaubwürdigkeit der Kirche zu beeinträchtigen; eine solche Eignung wird bei 
pastoral oder katechetisch tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie  

 bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die aufgrund einer Missio canonica oder einer 
sonstigen schriftlich erteilten bischöflichen Beauftragung beschäftigt werden, 
unwiderlegbar vermutet, 

d) das Eingehen einer eingetragenen Lebenspartnerschaft; bei diesem 
Loyalitätsverstoß findet Ziff. 2c) entsprechende Anwendung.“ 

 
b. Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„1Liegt ein schwerwiegender Loyalitätsverstoß nach Absatz 2 vor, so hängt die 
Möglichkeit der Weiterbeschäftigung von der Abwägung der Einzelfallumstände ab. 
2Dem Selbstverständnis der Kirche ist dabei ein besonderes Gewicht beizumessen, 
ohne dass die Interessen der Kirche die Belange des Arbeitnehmers dabei prinzipiell 
überwiegen. 3Angemessen zu berücksichtigen sind unter anderem das Bewusstsein 
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters für die begangene Loyalitätspflichtverletzung, 
das Interesse an der Wahrung des Arbeitsplatzes, das Alter, die Beschäftigungsdauer 
und die Aussichten auf eine neue Beschäftigung. 4Bei Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, die pastoral, katechetisch, aufgrund einer Missio canonica oder einer 
sonstigen schriftlich erteilten bischöflichen Beauftragung beschäftigt werden, schließt 
das Vorliegen eines schwerwiegenden Loyalitätsverstoßes nach Absatz 2 die 
Möglichkeit der Weiterbeschäftigung in der Regel aus. 5Von einer Kündigung kann in 
diesen Fällen ausnahmsweise abgesehen werden, wenn schwerwiegende Gründe 
des Einzelfalles diese als unangemessen erscheinen lassen. 6Gleiches gilt für den 
Austritt einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters aus der katholischen Kirche.“ 
 

 
 
 
 

c. Absatz 4 wird wie folgt gefasst:„1Zur Sicherstellung einer einheitlichen 
Rechtsanwendung hinsichtlich dieser Ordnung wird in jeder (Erz-)Diözese oder 
(wahlweise) von mehreren (Erz-)Diözesen gemeinsam eine zentrale Stelle gebildet. 
2Deren Aufgabe ist von einer Person wahrzunehmen, die der katholischen Kirche 
angehört, die Befähigung zum Richteramt besitzt und über fundierte Erfahrungen im 
kirchlichen und weltlichen Arbeitsrecht verfügt. 3Beabsichtigt ein kirchlicher 
Dienstgeber eine Kündigung wegen eines schwerwiegenden Verstoßes gegen eine 
Loyalitätsobliegenheit auszusprechen, soll er bei der zentralen Stelle eine 



Stellungnahme zur beabsichtigten Kündigung einholen. 4Die Einholung der 
Stellungnahme der zentralen Stelle ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die 
Kündigung.“  
 

d Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
„1Der Verband der Diözesen Deutschlands wird fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser 
Ordnung unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der zentralen Stelle nach Absatz 4 
die Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit der vorstehenden Regelungen einer 
Überprüfung unterziehen. 2Er erstattet dem Ständigen Rat der Deutschen 
Bischofskonferenz Bericht und unterbreitet Vorschläge für mögliche Änderungen.“ 
 

5. Artikel 6 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes können sich in Ausübung 

ihrer Koalitionsfreiheit als kirchliche Arbeitnehmer zur Beeinflussung der Gestaltung 
ihrer Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in Vereinigungen (Koalitionen) 
zusammenschließen, diesen beitreten und sich in ihnen betätigen.  

(2) Die Koalitionen sind berechtigt, im Rahmen der verfassungsrechtlichen Grenzen 
innerhalb der kirchlichen Einrichtung für den Beitritt zu diesen Koalitionen zu werben, 
über deren Aufgabe zu informieren sowie Koalitionsmitglieder zu betreuen.  

(3) 1Die Mitwirkung von tariffähigen Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaften) in den 
arbeitsrechtlichen Kommissionen des Dritten Weges ist gewährleistet. 2Das Nähere 
regeln die einschlägigen Ordnungen. 

(4) Die Koalitionsfreiheit entbindet die Vertreter der Koalition nicht von der Pflicht, das 
verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestaltung der sozialen 
Ordnung ihres Dienstes zu achten und die Eigenart des kirchlichen Dienstes zu 
respektieren.“ 

 
6. Artikel 7 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

1“Das Verhandlungsgleichgewicht ihrer abhängig beschäftigten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bei Abschluss und Gestaltung der Arbeitsverträge sichert die katholische Kirche 
durch das ihr verfassungsmäßig gewährleistete Recht, ein eigenes Arbeitsrechts-
Regelungsverfahren zu schaffen. 2Rechtsnormen für den Inhalt der Arbeitsverhältnisse 
kommen zustande durch Beschlüsse von arbeitsrechtlichen Kommissionen, die mit Vertretern 
der Dienstgeber und Vertretern der Mitarbeiter paritätisch besetzt sind. 3Die Beschlüsse 
dieser arbeitsrechtlichen Kommissionen bedürfen der bischöflichen Inkraftsetzung für die 
jeweilige (Erz-)Diözese. 4Das Nähere, insbesondere die jeweiligen Zuständigkeiten, regeln die 
einschlägigen Ordnungen. 5Die arbeitsrechtlichen Kommissionen sind an diese Grundordnung 
gebunden.“ 

 
Artikel 2 

Bekanntmachungserlaubnis 
 
 
Der Wortlaut der Grundordnung in der vom Inkrafttreten dieser Ordnung an geltenden Fassung ist im 
Rechtshandbuch des Bistums Magdeburg nachzulesen. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
 
Diese Ordnung tritt am 01. August 2015 in Kraft. 
 


